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Gleiche Rechte für alle
DerGrosse Rat will die bislang nur auf Verordnungsebene festgehaltenenAngebote im Schulgesetz verankern.

Nora Hoffmann

Familien dürfen aufatmen, ins-
besondere jenemitKindern, die
eine Privatschule besuchen. Es
werden neu auf Primarstufe 12
WochenFerienangebote garan-
tiert; für die Besuchenden aller
Schulen. Das Schulgesetz soll
angepasst werden. Grundlage
dafür sind fünf Vorstösse aus
dem Grossen Rat von Claudio
Miozzari (SP), Sandra Bothe
(GLP), Brigitte Gysin (EVP),
Kaspar Sutter (SP) und Edibe
Gölgeli (SP).

Bislang waren familiener-
gänzende Tagesstrukturen und
Ferienangebote im Schulgesetz
von Basel-Stadt lückenhaft ge-
regelt.DerRegierungsrat bean-
tragte, verschiedene Aspekte
des Anspruchs von Eltern auf
Tagesbetreuung und Ferienan-
gebote, diebis anhinaufVerord-
nungsstufe geregelt sind, im
Schulgesetz zu konkretisieren,
wie er mitteilte. Dass Kanton
undGemeindenbedarfsgerech-
te Tagesstrukturangebote be-
reithalten undmit einem päda-
gogischen Konzept betreiben,
ist nun gesetzlich geregelt.

ElternvonPrivatschülern
bezahlennichtmehr
Konkret siehtdassoaus:AufPri-
marstufe werden währendmin-
destenszwölfWochenFerienan-
gebote garantiert. Neu ist, dass
inBasel-StadtwohnhafteKinder,
die eine Privatschule besuchen,
gleichenZugang zu Ferienange-
boten erhalten wie Kinder, wel-
che die Volksschule besuchen.
Denn: Bisher konnten Kinder
vonPrivatschulennurvonTages-
ferien profitieren, wenn das An-
gebot nicht ausgebucht war und
dieEltern bezahltenmehr.

WeiterhatderGrosseRatbe-
schlossen, dass die Tagesstruk-
turen indenSchulräteneine fes-
teVertretungerhaltensollen.Mit
den Gesetzesänderungen setzt
derRegierungsratdieForderun-
genvondreiMotionendesGros-
senRatesum.DieBildungs-und
Kulturkommission äusserte mit
11zu1StimmenbeieinerEnthal-
tungZustimmung.«EinTeil der
Kommission hätte sich ein eige-
nes Gesetz für das familiener-
gänzendeTagesstrukturangebot

gewünscht», so Franziska Roth
von der Bildungs- und Kultur-
kommission.Ein4:8-Minderheit
hattezudembeantragt,nichtnur
die Ferienangebote, sondern in
AusnahmefällenauchdieTages-
strukturenfürKindervonPrivat-
schulen zu öffnen.

Harmonisierungder
Tagesstrukturen
Die BKK empfahl wie bei den
Kitas eine Harmonisierung der
Tagesstrukturen. Ein Gesamt-
blick des Systems sei vonnöten
undmüsseangegangenwerden,
so Sprecherin Franziska Roth.

Erziehungsdirektor Conra-
din Cramer (LDP) sprach von
einem wichtigen Schritt für das
Bildungswesen.Auchwennvie-
les Symbolik sei, umdie Bedeu-
tung der Tagesbetreuung zu
unterstreichen. Er bat darum,
denAnträgenderBildungs-und
Kulturkommission zu folgen.

GLP-SprecherinSandraBot-
he sagte: «Schuleigene und
schulexterne Tagesstrukturen,
Ferienbetreuung,aberauchKin-
dertagesstätten sind zentrale
Bausteine der familienergän-
zendenKinderbetreuung in Ba-
sel-Stadt.» Immer mehr Eltern
würden Beruf und Familie ver-
einen.EinBlick aufdenZahlen-
spiegel 2022/2023verdeutliche
die Folge: «3800Tagestruktur-
plätze wurden von 5282 Schul-
kindern belegt, zusätzlich zu
den 4334 Kindern, die Kinder-
tagesstätten besuchten».

Und:Die 10000familiener-
gänzend betreuten Kinder und
zusätzlich rund1000Schülerin-
nen und Schüler, die das Mit-
tagstischangebotder Sekundar-
stufe nutzen würden, würden
dieBedeutungdieserumfassen-
den gesetzlichen Verankerung
unterstreichen, welche der
Grosse Rat am Mittwoch be-
schlossen hat.

Die GLP betrachte diese
Entwicklung der schuleigenen
Tagesstrukturenkritisch, insbe-
sondere inBezugaufdas stetige
Wachstum mit bis zu 300 Be-
treuungsplätzen und die da-
durchentstehendeständigeVer-
änderungderKindergruppenzu-
sammensetzung sowie im
Hinblickaufden steigendenBe-
darf an Schulraum, so Bothe.

«HeutebleibenSchulräumeun-
genutzt, wenn dieKinder in der
Tagesstruktur sind, und Tages-
strukturen stehen leer,wenndie
Kinder in der Schule sind.»

DieGrünliberalenwürdenzwar
mit demBegriff «Tagesstruktu-
ren» im Schulgesetz hadern,
«sehen dieChance aber bei der
Weiterentwicklung der positi-

ven Aspekte im Stile der Tages-
schuleundstimmendeshalbder
Verankerung zu». Das tat auch
der Grosse Rat mit einer einzi-
genGegenstimme.

Neue Fachstelle für soziales Wohnen
Wer suchtkrank oder obdachlos ist, hat es auf dem freienWohnungsmarkt in Basel schwer. Das soll ändern.

Nora Hoffmann

Das Massnahmenpaket für so-
zialesWohnen für4,5Millionen
Franken gab imGrossen Rat zu
reden, wurde aber mit grosser
Mehrheit beschlossen. Darin
enthalten sind unter anderem
das Projekt «Housing First» für
Obdachlose. Dabei handelt es
sich um ein Pilotprojekt der
Heilsarmee,dasMenschennach
langjährigerObdachlosigkeit zu
einer eigenenWohnung verhel-
fen soll.

Weiter bewilligt der Grosse
Rat eine staatliche Kompetenz-
und Anlaufstelle für soziales

WohnensowieFinanz-undVer-
mittlungshilfen in Notsituatio-
nen.

Kritisiert wurde von linker
Seite vermehrtwieder Immobi-
lien Basel-Stadt. Regierungsrat
Kaspar Sutter (SP) entgegnete,
die Verantwortung liege auch
bei den privaten Investoren.

Aber: In einer Stadt wie Ba-
selmit einer tiefen Leerstands-
quote beiWohnungenund stei-
genden Mietpreisen sei es für
viele Menschen mit psychi-
schen Problemen oder Sucht-
erkrankungen schwierig, das
elementare Grundbedürfnis
nach einer gesichertenWohnsi-

tuation zu befriedigen, sagten
OliverBolliger als Präsident der
vorberatenden Gesundheits-
und Sozialkommission und der
zuständige Vorsteher desWirt-
schafts- und Sozialdeparte-
ments, Kaspar Sutter (SP), ein-
heitlich.

Fachstelle für
Wohnungsfragen
Mit diversen Massnahmen will
Basel-Stadt das sozialeWohnen
stärken, gemäss der Initiative
«Recht auf Wohnen». Diese
wurde2018angenommen.Ziel-
gruppe sind gemäss Ratschlag
der Regierung arme und ar-

mutsbedrohteMenschen, die in
die Obdachlosigkeit abge-
rutscht sind oder abzurutschen
drohen.

Angedacht ist das Pilotpro-
jekt «HousingFirst», das durch
einen weitergehenden Ast
«Housing First Plus» ergänzt
werden soll. «Housing First»
umfasst die Vermittlung von
Wohnraumals primäreWieder-
eingliederungsmassnahme.

«Housing First Plus» soll
Menschen, die Schwierigkeiten
haben, eine autonomeWohnsi-
tuation zu bewältigen, helfen.
Geplant sind Wohnstudios mit
fachlicher Begleitung.

«Die
Verantwortung
liegt auchbei
denprivaten
Investoren.»

Kaspar Sutter
Regierungsrat

Auf Primarstufe werden mindestens zwölf Wochen lang Ferienangebote garantiert. Bild: Benjamin Manser

Stichentscheid
zu Areal Horburg
Bebauungsplan DerGrosseRat
überwiesdieMotionvonFranz-
Xaver Leonhardt (Mitte) zu
einem «Neuanfang beim Areal
Horburg» an die Regierung.
Konkret ist dieRegierungbeauf-
tragt, Verhandlungen zumKauf
desAreals indieWegezu leiten.
Der Bebauungsplan für das Ge-
biet Horburg in Kleinhüningen
wurde Ende 2023 vomGrossen
Rat einstimmig an die Regie-
rung zurückgewiesen. Das vor-
liegende Projekt fand weder
beim Parlament noch bei der
Bevölkerung Unterstützung.
Vielmehr wurde die Regierung
beauftragt, das Projekt grund-
sätzlich zu überarbeiten.

Den neuen Vorstoss wollte
die Regierung wegen des Ent-
scheids vom Dezember nicht
entgegennehmen. Regierungs-
rätin Tanja Soland (SP) – wie
auchdieGegnerinnenundGeg-
ner im Rat – befürchtete, der
Auftrag des Parlaments, Kauf-
verhandlungen aufzunehmen,
würde den Preis des Areals in
die Höhe treiben. «Die Motion
ist für unsere Staatsfinanzen
nicht sinnvoll», sagte Soland.

Das Geschäft erforderte
einen seltenen Stichentscheid:
GrossratspräsidentClaudioMi-
ozzari (SP) drückte den grünen
Knopf. Der Vorstoss wurde
schliesslich mit 46 Ja-Stimmen
zu 45 Nein-Stimmen bei 2 Ent-
haltungen überwiesen. (sil)

Nachrichten
«Fasnachts-Drämmli»
könnte2025kommen

GrosserRat Adrian Iselin (LDP)
forderte in seiner Interpellation
ein«Fasnachts-Drämmli».Bau-
direktorin Esther Keller (GLP)
antwortete, diese Idee müsse
mit denBaslerVerkehrs-Betrie-
ben (BVB) sowiederStiftung für
Oldtimer-Fahrzeuge der BVB
abgesprochen werden. Weiter
bräuchte das «Fasnachts-
Drämmli»einenGeldgeber.Das
«Wiehnachts-Drämmli»werde
von Stadtkonzept Basel unter-
stützt. Ist dieFinanzierunggesi-
chert, könnte bereits nächstes
Jahr ein Sondertram durch die
Stadt fahren. (sil)

Rat spricht achtMillionen
fürBasel Tourismus

Erhöhung Der Grosse Rat hat
einenhöheren Staatsbeitrag für
Basel Tourismus gesprochen.
Basel Tourismus hatte eine Er-
höhung der Mittel um jährlich
400000 Franken beantragt.
Die Regierung wollte lediglich
7,7MillionenFrankeneinschies-
sen. Der Rat folgte schliesslich
einstimmig der Kommission,
die acht Millionen Franken für
die Jahre 2024 bis 2027 vorge-
schlagen hatte. (sil)

NeueKlimaworkshops in
Basler Sek-Schulen

Petition DerGrosse Rat hat die
Petition «Einführung eines ob-
ligatorischen Workshops zum
ThemaUmweltundNachhaltig-
keit andenSekundarschulender
StadtBasel»des JungenRatsder
Regierung zur überwiesen. Die
Petitionskommission hatte sich
fürdieÜberweisungausgespro-
chen. (no)


